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ZITAT

„Im Gegensatz zu anderen Sektoren wie Strom sind die Potentiale zur Reduktion von Treibhausgasemissionen bei Grundstoffen noch wenig 

erschlossen worden. Oft lagen Bedenken zur Wettbewerbsfähigkeit und zur Produktionsverlagerung im Weg. Dabei gibt es durchaus Politik­

instrumente, die wirksam sind und, wenn klug ausgestaltet, diese Gefahren vermeiden. Wir haben die Bereiche identifiziert, in denen jetzt 

gehandelt werden muss – wenn nicht, wird der Industriestandort leiden.“ — Karsten Neuhoff, Studienautor —  

AUF EINEN BLICK

Klimafreundliche Herstellung und Nutzung von 
Grundstoffen: Bündel von Politikmaßnahmen 
notwendig
Von Karsten Neuhoff und Olga Chiappinelli

•	 Herstellung und Nutzung von Grundstoffen erzeugen ein Viertel der CO2-Emissionen weltweit, 
sind aber nicht im Fokus von Klimapolitiken

•	 Emissionsvermeidung möglich mit Portfolio von Emissionsminderungsoptionen bei klimafreund
licher Herstellung, effizienter Nutzung und Recycling von Grundstoffen

•	 Politikinstrumente existieren, sind aber nicht auf Klimaschutz ausgerichtet und kohärent um
gesetzt

•	 Zeitnahe Entscheidungen geboten, um Umfang und Qualität von Recycling zu verbessern und 
Marktchancen für klimafreundliche Prozesse und Materialien zu sichern

•	 Differenzverträge, grüne öffentliche Ausschreibungen und CO2-Konsumabgabe unter den dafür 
geeigneten Politikinstrumenten

Es existieren bereits zahlreiche Politikinstrumente, um Emissionen im Grundstoffsektor zu mindern, aber in vier 
Bereichen muss umgehend gehandelt werden
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ABSTRACT

Im Grundstoffsektor, ein gewichtiger Emittent von Treibhaus­

gasen weltweit, werden Emissionsminderungspotentiale noch 

unzureichend ausgeschöpft. Vor allem von Möglichkeiten der 

Substitution von Materialien, des verbesserten Produktdesigns 

oder des Recyclings und der Wiederverwendung von Produk­

ten wird zu wenig Gebrauch gemacht. Um diese Potentiale zu 

erschließen, muss in Europa ein kohärenter Politikrahmen ent­

stehen, der es erlaubt, das Portfolio von Emissionsminderungs­

potentialen zu erschließen. Hier werden vier Bereiche, in 

denen prioritär und zeitnah gehandelt werden muss, sowie die 

zugehörigen Politikinstrumente vorgestellt. Der Umfang und 

die Qualität von Recycling müssen gesteigert werden; Märkte 

für klimafreundliche Produkte und Technologien müssen 

geschaffen werden, sowohl kurzfristig für die Etablierung 

von Innovationen auf dem Markt, als auch langfristig durch 

CO2-Preissignale; die Emissionen aus CO2-intensiven Prozes­

sen und Technologien müssen reduziert werden.

Die Produktion der Grundstoffe Zement, Eisen und Stahl, 
Papier und Pappe, Aluminium sowie der Petrochemie und 
Chemie war im Jahr 2014 für rund 25 Prozent der globalen 
CO2-Emissionen verantwortlich (Abbildung 1). Rund 80 Pro-
zent der Produktion (nach Gewicht) findet außerhalb von 
OECD-Ländern statt, dort fallen auch 75 Prozent der welt
weiten Emissionen für die Herstellung von Grundstoffen 
an. In Europa trägt sie zu rund 16 Prozent der Treibhaus-
gas Emissionen bei.1

Während die Transformation hin zu CO2-armen oder 
CO2-neutralen Technologien in anderen Bereichen wie Strom 
vorangeht, wurden im letzten Jahrzehnt bei der Herstellung 
und Nutzung von Grundstoffen nur sehr wenige Fortschritte 
bei der Erschließung und Nutzung klimafreundlicher Poten-
tiale gemacht. Die Herstellung von Grundstoffen wurde zwar 
vom Emissionshandel erfasst, gleichzeitig wurde aber die 
Wirkung durch weitreichende Ausnahmeregelungen ein-
geschränkt, weil die Befürchtung bestand, dass betroffene 
Unternehmen ihre Produktion ins Ausland verlagern wür-
den (Carbon Leakage). Zum anderen hat es im Bereich der 
Nutzung von Gütern mit hoher Grundstoffintensität bis-
her an kohärenter politischer Unterstützung gemangelt. 
Deswegen wurde von bestehenden Minderungspotentialen 
zu wenig Gebrauch gemacht: Chancen durch Substitution 
durch effizientere Materialen, Product Sharing, Wieder-
verwendung von Gütern und Recycling wurden beispiels-
weise wenig ergriffen. Um diese zusätzlichen Minderungs
potentiale für die Senkung von Treibhausgasemissionen zu 
erschließen, werden in diesem Bericht vier Bereiche identi-
fiziert, in denen von Politikseite prioritär und zeitnah gehan-
delt werden sollte.2

1	 Eigene Berechnungen basierend auf European Environmental Agency (2016): Greenhouse gases 

viewer (online verfügbar, abgerufen am 20. Juni 2018. Dies gilt auch insofern nicht anders vermerkt für 

alle anderen Onlinequellen in diesem Bericht) und UNFCCC (2012): National greenhouse gas inventory 

data for the period 1990–2010.

2	 Für eine längere Fassung dieses Berichts mit detaillierter Diskussion der einzelnen Politikinstrumente 

siehe Karsten Neuhoff et al. (2018): Filling gaps in the policy package to decarbonize production and use of 

materials. Climate Strategies.

Klimafreundliche Herstellung und 
Nutzung von Grundstoffen: Bündel von 
Politikmaßnahmen notwendig
Von Karsten Neuhoff und Olga Chiappinelli

KLIMAFREUNDLICHE GRUNDSTOFFE

https://doi.org/10.18723/diw_wb:2018-26-3
http://www.eea.europa.eu/data-and-maps/data/data-viewers/greenhouse-gases-viewer
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Ein Portfolio von Minderungsoptionen ermöglicht 
die Dekarbonisierung des Grundstoffsektors

Weltweit wächst der Bedarf an Wohnraum, Mobilität und 
Infrastruktur3 und somit an Grundstoffen. Um diese 
Entwicklung mit der Notwendigkeit eines nachhaltigen 
Umgangs mit Ressourcen und einer Dekarbonisierung der 
Wirtschaft in Einklang zu bringen, stehen ein Portfolio von 
Minderungsoptionen zur Verfügung, die in sieben Katego-
rien zusammengefasst werden können.

Eine Möglichkeit ist das verstärke Teilen und Reparieren 
von Produkten. Da Gebäude und Fahrzeuge einen Großteil 
der europäischen Nachfrage für Stahl, Zement und Alumi-
nium ausmachen, könnte das verstärkte Teilen von wenig 
ausgelasteten Fahrzeugen (aktuell zwei-prozentige Ausnut-
zung) und Gebäuden (40-prozentige Ausnutzung) die Nach-
frage senken.4

Durch einen verbesserten Einsatz von Materialien im Pro-
duktionsprozess können zudem Materialverluste vermie-
den werden. So könnte eine Steigerung der Materialausnut-
zung von 56 Prozent auf 70 Prozent durch Verringerung der 
Metallblechverluste, Emissionen und Materialkosten bei der 
Automobilherstellung senken.5

3	 Die von den Vereinten Nationen festgelegten Nachhaltigkeitsziele bringen diesen zusätzlichen Bedarf 

mit sich, siehe UN Sustainable Development Goals (online verfügbar).

4	 Materials Economics Report (2018): The Circular Economy: a Powerful Force for Climate Mitigation 

(online verfügbar).

5	 Philippa M. Horton und Julian M. Allwood (2017): Yield improvement opportunities for manufacturing 

automotive sheet metal components. Journal of Materials Processing Technology, 249, 78–88.

Das Design der Produkte bietet auch Einsparmöglichkeiten. 
Durch die Verwendung von höherqualitativen Materialien 
und Leichtbauweise können erhebliche Materialeinsparun-
gen erreicht werden. So kann eine Leichtbauweise (zum Bei-
spiel in Gebäuden und in der Automobilindustrie) zu 25 bis 
30 Prozent weniger Materialverbrauch führen.6

Die Steigerung des Umfangs und der Qualität des Recy-
clings reduziert den Bedarf an primären Grundstoffen.7 Hier 
ist nicht nur wichtig, dass Materialien prinzipiell wiederver-
wertbar sind, sondern, dass sie auch wirklich in Produkte 
gleicher oder vergleichbarer Qualität recycelt werden – und 
nicht, wie oft üblich, in Produkte minderwertigerer Qualität 
wiederverwertet (downcycling) oder in der Müllverbrennung 
verstromt werden. Im Fall von Stahl verhindert die Verun-
reinigung von Alteisen mit Kupfer- und anderen Materialien 
den Einsatz von recyceltem Stahl für hochwertige Anwen-
dungen. Damit in Zukunft höhere Recyclingraten erreicht 
werden können, gilt es also, bereits heute solche Verun
reinigungen durch geeignetes Produktdesign zu vermeiden.

Die Einführung von dekarbonisierten Produktionsprozessen 
ist eine weitere wichtige Option. Produktionsprozesse auf 
Basis von erneuerbaren Energien (Elektrolyse oder Wasser-
stoff aus der Solarproduktion) oder CO2-Sequestrierung und 
–Speicherung (CCS) können für große Emissionsminderun-
gen von Treibhausgasen sorgen.8

Parallel dazu müssen die CO2-Emissionen aus konventio-
nellen Prozessen verringert und langfristig ganz vermieden 
werden. Effizienzverbesserungen bei existierenden Anlagen 
können zu Einsparungen in der Größenordnung von rund 
zehn Prozent beitragen und sind somit für die Restlaufzeiten 
nicht zu vernachlässigen. Allerdings benötigen Unterneh-
men bereits jetzt klare Signale, welche Kriterien zukunfts-
fähige Technologien erfüllen müssen, insbesondere bezüg-
lich der CO2-Intensität – und für welche Technologien sich 
Investitionen und perspektivisch auch der Betrieb hingegen 
nicht mehr lohnen werden.

Eine letzte Option ist die Substitution von Materialien durch 
klimafreundlichere Alternativen, wie zum Beispiel neue, 

6	 Mark A. Carruth, Julian M. Allwood und Muiris C. Moynihan (2011): The technical potential for reducing 

metal requirements through lightweight product design. Resources Conservation Recycling, 57, 48–60. 

Die universell verwendeten Stahlträger könnten rund 30 Prozent leichter gestaltet werden, während 

verbessertes Design und neue Legierungen für den Karosseriebau Gewichtseinsparungen von 17,5 bis 

25 Prozent erreichen könnten.

7	 Matthias Buchert, Winfried Bulach und Hartmut Stahl (2016): Klimaschutzpotenziale des Metall­

recyclings und des anthropogenen Metalllagers. Ökoinstitut, Bericht im Auftrag von Metalle pro Klima, 

einer Unternehmensinitiative der WV Metalle (online verfügbar); Almut Kirchner et al. (2018): Klimapfade 

für Deutschland. Studie des Boston Consulting Groups und der Prognos AG im Auftrag für den Bundes­

verband Deutsche Industrie (online verfügbar).

8	 Chris Bataille et al. (2018): A review of technology and policy deep decarbonization pathway options 

for making energy intensive industry production consistent with the Paris Agreement. Journal of Cleaner 

Production 187, 960–973; Cédric Philibert (2017): Renewable Energy for Industry: from Green Energy to 

Green Materials and Fuels. International Energy Agency Insights Series 2017 (online verfügbar); Deutsche 

Energieagentur (Dena) (2018): dena-Leitstudie Integrierte Energiewende (online verfügbar).

Abbildung 1

Anteil verschiedener Grundstoffe an den weltweiten 
CO2-Emissionen
In Prozent für das Jahr 2014
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Quelle: International Energy Agency (2017): Energy Technology Perspectives 2017 (online verfügbar); 
eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2018

Grundstoffe sind für rund ein Viertel der weltweiten CO2-Emissionen 
verantwortlich.

https://www.un.org/sustainabledevelopment/sustainable-development-goals/
https://europeanclimate.org/wp-content/uploads/2018/06/MATERIAL-ECONOMICS-CIRCULAR-ECONOMY-WEBB-SMALL2.pdf
http://metalleproklima.de/wp-content/uploads/2016/08/2016-07-21-DE-Klimaschutzpotenziale-Metallrecycling-.pdf
https://www.prognos.com/uploads/tx_atwpubdb/20180118_BDI_Studie_Klimapfade_fuer_Deutschland_01.pdf
https://www.iea.org/publications/%20insights/insightpublications/Renewable_Energy_for_Industry.pdf
https://shop.dena.de/fileadmin/denashop/media/Downloads_Dateien/esd/9262_dena-Leitstudie_Integrierte_Energiewende_Ergebnisbericht.pdf
http://www.iea.org/etp2017/
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klimafreundliche Zemente9 oder Holz.10 Der Wettbewerb 
zwischen Materialien schafft Anreize für Innovationen und 
kann dabei auch zur Verschiebung der Nachfrage nach ein-
zelnen Grundstoffen führen.11 Dabei sollten die Emissionen 
der Grundstoffe über ihren gesamten Lebenszyklus berück-
sichtigt werden.

Die aufgezeichneten Möglichkeiten der effizienteren Emis-
sionsminderungen können nur gemeinsam ihre volle Wir-
kung entfalten (Abbildung 2 am Beispiel Stahl). Sie ergänzen 
und bedingen sich auch teilweise. Setzt man zum Beispiel 
nur auf klimafreundliche Produktionsprozesse, so entsteht 
ein großer Energiebedarf, der selbst bei einem starken Aus-
bau der erneuerbaren Energien nur über Energieimporte 
gedeckt werden kann.12 Kombiniert man indes diesen Ansatz 
mit Ressourceneffizienz und umfassendem Recycling, redu-
ziert sich der Bedarf an erneuerbarer Energie.

Für die Erschließung der verschiedenen Minderungspotenti-
ale fehlen allerdings bisher geeignete Rahmenbedingungen.

9	 International Energy Agency (2018): Technology Roadmap, Low-Carbon Transition in the Cement 

Industry.

10	 Materials Economics Report (2018), a. a. O. So kann der Holzrahmenbau ähnliche Festigkeiten wie 

Betonstahl erreichen, mit nur 50 Prozent der assoziierten Emissionen und 35 Prozent des Energiebedarfs.

11	 Zuletzt ist es im Bereich Automobilindustrie zu einer solchen Konkurrenz zwischen Stahl und Alumi­

nium gekommen als es darum ging, das Gewicht von Fahrzeugen zu reduzieren. Eine solche Konkurrenz 

kann durchaus Innovationen antreiben und sich positiv auf die Dekarbonisierungsprozesse auswirken. Sie 

ist jedoch unmöglich vorherzusagen und schwierig zu steuern.

12	 Dena (2018), a. a. O.

Umfassendes Bündel von Politiken steht zur 
Verfügung

Prinzipiell gibt es eine Vielzahl von Politikinstrumenten, 
mit denen klimafreundliche Entscheidungen für die Her-
stellung und Nutzung von Grundstoffen unterstützt werden 
können (Abbildung 3).

Grob können diese Politikinstrumente in vier Kategorien 
bezüglich ihrer Wirkungsweise unterteilt werden: Erstens 
können Informationen bereitgestellt werden, zum Beispiel 
zur Produktwahl von Verbraucherinnen und Verbraucher, 
aber auch, um Herstellern und Investoren die wirtschaft
lichen und ökologischen Auswirkungen ihrer Entscheidun-
gen und Verbesserungspotentiale aufzuzeigen und dies Drit-
ten gegenüber zu dokumentieren. Zweitens können Nor-
men und Standards gesetzt werden als Unterstützung für 
Entscheidungsprozesse. Drittens kann die Wirtschaftlichkeit 
klimafreundlicher Entscheidungen durch monetäre Anreize 
verbessert werden, zum Beispiel durch eine effektive Beprei-
sung von Klimawandel- und anderer Externalitäten. Viertens 
können strategische Weichenstellungen gestellt werden, in 
Form von Investitionen in Innovation und Infrastruktur, 
die entweder direkt unternommen oder unterstützt werden.

Zur ersten Gruppe (Informieren und Einbinden) gehören 
Kennzeichnungen (Labels), die als Teil der EU-Regulierung13 

13	 Hier spielen sowohl die Energieeffizienz- als auch die sogenannte Eco-Labelling-Richtlinie eine 

Rolle, vgl. Richtlinie 2012/27/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 zur 

Energieeffizienz. Amtsblatt der Europäischen Union (online verfügbar); Richtlinie 2010/30/EU des Euro­

päischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 2010 über die Angabe des Verbrauchs an Energie und 

Abbildung 2

Optionen der Dekarbonisierung im Stahlsektor
Schematische Darstellung
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Anmerkungen Volumen für die Jahre 2000 bis 2017 basierend auf IISI: Steel Statistical Yearbooks (online verfügbar). Produktion von Lichtbogenöfen wird als Proxi für recycelten Stahl und von Sauerstoffblasverfahren für die Primärproduktion 
genutzt. Im Referenzfall wird eine konstante bleibende Nachfrage unterstellt. Minderungspotentiale entsprechen dem Durchschnitt der Potentiale für Mobilität und Gebäude in Materials Economics Report (2018): The Circular Economy: a Powerful 
Force for Climate Mitigation (online verfügbar). Da die Stahlnachfrage eine globale ist, wird angenommen, dass bis zum Jahr 2050 75 Prozent der weltweiten Nachfrage über Recycling gedeckt werden kann. Die verbleibende Nachfrage wird über 
CO2-arme Prozesse gedeckt, die bis 2033 ausgebaut werden. 

Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2018

Ein Portfolio von Maßnahmen kann Emissionsminderungen im Grundstoffsektor bewirken.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32012L0027&from=EN
https://www.worldsteel.org/steel-by-topic/statistics/steel-statistical-yearbook-.html
https://europeanclimate.org/wp-content/uploads/2018/06/MATERIAL-ECONOMICS-CIRCULAR-ECONOMY-WEBB-SMALL2.pdf
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die Emissionen oder den Energieverbrauch bestimmter Pro-
dukte dokumentieren. Sie tragen dazu bei, dass die Kund-
schaft und die breite Öffentlichkeit für das Thema sensibi-
lisiert werden, und dass Produkte in Bezug auf ihre Klima
freundlichkeit miteinander verglichen werden können. In 
dieselbe Kategorie fällt die Pflicht, generierte und zukünftig 
erwartete Emissionen in die Unternehmensfinanzbericht
erstattung aufzunehmen. Diese Informationspflicht soll im 
Rahmen des EU-Aktionplans für nachhaltige Finanzen14 
gestärkt werden. Eine Rolle spielen kann auch die Förderung 
von Beratung, Weiterbildungen, Netzwerken und Foren, zum 
Beispiel zur effizienten Materialauswahl und -nutzung im 
verarbeitenden Gewerbe.

Die zweite Gruppe (Normen und Standards) besteht aus 
Standards zur Begrenzung der Emissionen bei der Material
herstellung, aus Anforderungen an Produkte (Eco-Design 
EU-Richtlinie15) und aus DIN- und ISO-Normen zur Nut-
zung von Materialien zum Beispiel in Gebäuden.16

anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte mittels einheitlicher Etiketten und 

Produktinformationen (Neufassung). Amtsblatt der Europäischen Union (online verfügbar).

14	 Siehe Europäische Kommission: Vertiefung der Kapitalmarktunion: Aktionsplan nachhaltige Finanzen 

und wettbewerbsfähige Fintechs, Mitteilung vom 8. März 2018 (online verfügbar).

15	 Richtlinie 2009/125/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur 

Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung 

energieverbrauchsrelevanter Produkte. Amtsblatt der Europäischen Union (online verfügbar).

16	 Primäres Ziel dieser Normen ist nicht die Reduzierung von Emissionen sondern andere Ziele wie die Stabi­

lität, die Feuersicherheit usw. Eine Anpassung der Normen ist notwendig, um den Einsatz von neuen Materialien 

zu ermöglichen. Allerdings zeigen die Erfahrungen aus der Vergangenheit, dass dies in der Regel angesichts der 

Entscheidungsprozesse in den Gremien dieser Organisationen langwierig und mühsam ist.

Die dritte Gruppe (monetäre Anreize) umfasst verschiedene 
Regulierungen, die Anreize für klimafreundliche Optionen 
setzen sollen. Darunter fällt der europäische Emissions
handel (EU-ETS), der im Grundstoffbereich Anreize zu Effi-
zienzverbesserungen geben soll, aber durch seine Ausgestal-
tung keine Anreize für die effiziente Nutzung von Grund-
stoffen gibt. Ein weiteres Beispiel sind Gebühren auf die 
Entsorgung von Produkten oder Bau- und Abrissabfällen. 
Damit die Entsorgungskosten bereits angemessen beim Pro-
duktdesign berücksichtigt werden, können diese Gebühren 
schon beim Verkauf der Produkte erhoben werden. Rege-
lungen zur öffentlichen Beschaffung unter Berücksichti-
gung von Emissionskriterien (Green Public Procurement), 
wie sie in einigen Ländern beispielweise in den Niederlan-
den gelten,17 gehören auch zu dieser Gruppe.

Zu der vierten Gruppe (strategische Weichenstellung) zäh-
len die Förderung von Forschung und Entwicklung in klima
freundlichen Technologien, Prozessen und Produkten sowie 
öffentlich-finanzierte oder -regulierte Investitionen in die 
Infrastruktur.

17	 Richard Baron (2016): The Role of Public Procurement in Low-carbon Innovation, Background 

paper for the 33rd Round Table on Sustainable Development, 12–13 April 2016, OECD (online verfügbar) 

sowie zum Beispiel der Niederlande: Leendert van Geldermalsen (2015): Green Public Procurement, The 

Rijkswaterstaat Approach. Präsentation (online verfügbar). Vgl. auch Olga Chiappinelli und Vera Zipperer 

(2017): Öffentliche Beschaffung als Dekarbonisierungsmaßnahme: Ein Blick auf Deutschland. DIW Wochen­

bericht Nr. 49, 1125–1135 (online verfügbar).

Abbildung 3

Politikinstrumente für Emissionsminderungen bei der Herstellung und Nutzung von Grundstoffen
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Quelle: eigene Darstellung.
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Es gibt eine Vielzahl von Politikinstrumenten, um Emissionsminderungen bei der Herstellung und Nutzung von Grundstoffen anzuregen.

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32010L0030&from=EN
https://ec.europa.eu/germany/news/20180308-vertiefung-kapitalmarktunion-aktionsplan-nachhaltige-finanzen-und-wettbewerbsfaehige%20FinTechs_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32009L0125&from=EN
http://www.oecd.org/sd-roundtable/papersandpublications/The%20Role%20of%20Public%20Procurement%20in%20Low-carbon%20Innovation.pdf
http://primes-eu.net/media/8772517/6_presentation-riga-blue-version-pp.pdf
http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.572655.de/17-49-3.pdf
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Priorisierung von Politikpaketen notwendig

Es ist sicher nicht zielführend, die verschiedenen Politiken 
alle parallel zu implementieren. Vielmehr gilt es, ein mög-
lichst fokussiertes Paket von Instrumenten zu identifizie-
ren, mit dem die verschiedenen Ressourceneffizienz- und 
Minderungsoptionen erschlossen werden können; das für 
relevanten Akteure Anreize und Informationen oder Nor-
men und Standards für klimafreundliche Entscheidungen 
schafft; und das dazu führt, dass neue klima- und ressourcen
freundliche Technologien und Praktiken erforscht und in 
den Markt eingeführt werden.

Im Austausch mit Akteuren aus der Industrie, Verantwort
lichen aus der Politik und Wissenschaftlerinnen und Wissen
schaftlern sind vier Bereiche herausgearbeitet worden,18 in 
denen der Handlungsbedarf aktuell besonders groß ist 
(Abbildung 4). Über diese Bereiche hinaus sind noch andere 
Instrumente sinnvoll, die nicht primär aus Perspektive der 
Ressourceneffizienz angegangen werden. Dazu zählen zum 
Beispiel die Bereitstellung von mehr Parkmöglichkeiten für 
Pkws von Car-Sharing-Diensten als Anreiz für deren Nut-
zung, oder ein reduzierter Mehrwertsteuersatz für Repara-
turarbeiten, der einen Anreiz geben würden, mehr Güter 
reparieren zu lassen, anstatt sie zu ersetzen.

18	 Ausgangspunkt war eine Evaluation der Wirkung von Energie- und Klimapolitiken in den Bereichen 

Stahl, Zement und Papier im Rahmen eines Projekts von Climate Strategies (vgl. Projektwebseite). Diese 

Ergebnisse wurden kombiniert mit einem umfassenden Literaturüberblick, ökonometrischen Analysen, 

Fallstudien, Interviews mit Unternehmensvertreterinnen und -vertretern, Diskussionen in Workshops. Die 

verschiedenen Felder von Politikinstrumenten wurden dann einzeln untersucht und erneut in Workshops 

besprochen. Dabei wurde iterativ die hier vorgeschlagene Strukturierung nachgeschärft.

Das Recycling von Grundstoffen anregen

Hier werden zwei konkrete Maßnahmen beleuchtet, deren 
Implementierung für mehr Recycling von Grundstoffen 
sorgen würde.

Einerseits könnten mit einer Erweiterung der Eco-Design 
Auflagen zur Nachhaltigkeit von Produkten (die Produkt-
komponenten müssen eine Mindestlebensdauer haben) 
sowie zur Reparaturmöglichkeit (Komponenten können 
einfach ersetzt werden) geschaffen werden. Andererseits 
kann die Anforderung aufgenommen werden, dass Pro-
dukte ohne großen Aufwand recycelbar sind (Komponen-
ten lassen sich einfach auseinanderbauen, die Anzahl der 
verschiedenen Ausführungen wird reduziert, damit man die 
Produkte schneller sortieren kann). Der Fokus der Richt-
linie liegt bisher noch auf dem Energieverbrauch in der 
Gebrauchsphase von Produkten und sie hat vor allem bei 
Haushaltsgroßgeräten (Kühlschränke, Waschmaschinen) 
Anwendung gefunden – durchaus mit Erfolg.19 Eine Erwei-
terung würde vor allem auch die Zeit nach der Gebrauchs-
dauer in den Blick nehmen. Die EU-Richtlinie richtet sich 
an die europäischen und internationalen Produzenten, die 
den europäischen Markt bedienen wollen – erzeugt für sich 
alleine aber noch keine Nachfrage für Reparatur, Wieder-
verwendung und Recycling, sondern ermöglicht und ver-
einfacht diese.

19	 Laut EU-Kommission lag der Anteil an energieeffizienten Kühlschränken (Kategorie A und mehr) im 

Jahr 2010 bei 90 Prozent, im Jahr 1995 waren es nur fünf Prozent. Vgl. Europäische Kommission: Energy 

Efficiency. Saving Energy, Saving Money.

Abbildung 4

Politikfelder, in denen gehandelt werden muss, um Emissionen bei der Herstellung und Nutzung von Grundstoffen zu mindern

P
ro

je
kt

b
as

ie
rt

e 
C

O
2-

P
re

is
d

iff
er

en
zv

er
tr

äg
e 

Teilen, reparieren,
Wiederverwendung

Informieren
und Einbinden

Normen und
Standards

Monetäre
Anreize

Weichen-
stellungen

Effiziente
Produktherstellung

Hochwertigeres Stahl,
geringerer Stahlgehalt

Mehr und reinerer Stahl
aus Altmetall

CO2-arme
Stahlproduktion

Reduktion der CO2-Emissionen
aus konventionellen Prozessen

Substitution von Materialien

La
b

el
s

E
co

-D
es

ig
n

-
R

ic
h

tli
n

ie
 

S
ta

n
d

ar
d

s

In
fo

rm
at

io
n

sp
fli

ch
t b

ei
U

n
te

rn
eh

m
en

sb
er

ic
h

te
rs

ta
tt

un
g 

U
m

w
el

tm
an

ag
em

en
t-

sy
st

em
e

K
on

su
m

ab
ga

b
e 

au
f

G
ru

n
d

st
of

fe

In
n

ov
at

io
n

sf
ör

d
er

p
ro

gr
am

m
e 

E
ur

op
äi

sc
h

er
E

m
m

is
io

n
s-

h
an

d
el

 (E
T

S
)

N
et

zw
er

ke
, B

er
at

un
g,

W
ei

te
rb

ild
un

g

Ö
ffe

n
tli

ch
e

B
es

ch
af

fu
n

g 

E
n

ts
or

gu
n

gs
ge

b
üh

re
n

In
fr

as
tr

uk
tu

r

Europäisch National Beides

Recycling von Grundstoffen anregen

Reduktion von Emissionen
aus konventionellen Prozessen

Markteinführung von klimafreundlichen
Alternativen ermöglichen;

langfristige Marktchancen sichern
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In vier Feldern muss prioritär gehandelt werden. 

https://climatestrategies.org/projects/energyintensiveindustries/
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Ein zweiter Ansatz ist, die Produzenten für das Lebensende 
ihrer Produkte verantwortlich zu machen. Hier können 
Advance Disposal Fees (ADFs) zum Einsatz kommen, also 
Gebühren, über die Produzenten für die (geschätzten) Ent-
sorgungskosten der Güter aufkommen.20 Solche Gebühren 
werden bereits für bestimmte Verpackungen erhoben. Ihre 
Höhe kann basierend auf bestimmten ökologischen Krite-
rien variieren, also zum Beispiel gesenkt werden, wenn der 
Einsatz bestimmter Substanzen vermieden wird.21 Alterna-
tiv können Produzenten auch verpflichtet werden, ihre Pro-
dukte selbst zu entsorgen. Das bringt aber in fragmentierten 
Märkten große logistische Herausforderungen mit sich.22

Markteinführung klimafreundlicher Alternativen 
ermöglichen

Damit sich klimafreundliche Produktionsprozesse und Pro-
dukte durchsetzen, müssen sie Marktchancen bekommen. 
Ohne gezielte Unterstützung können sich neue Technolo-
gien, Produkte und Prozesse schwer behaupten, weil sie 
zumindest anfänglich in der Regel teurer sind als etablierte 
Materialien und Produktionsprozesse.

Drei Instrumente, die helfen können, CO2-arme Techno-
logien und Produkte in der kurzen Frist marktfähig zu 
machen, werden hier diskutiert: Differenzverträge; harmo-
nisierte Kennzeichnungen über eine Erweiterung der Eco-La-
belling EU-Richtlinie; und die Aufnahme von Kriterien der 
Klimafreundlichkeit bei der öffentlichen Beschaffung.

Ein Differenzvertrag garantiert für ein Investitionsprojekt 
mit klimafreundlichem Produktionsprozess oder für ein 
klimafreundliches Material einen festgesetzten Preis für jede 
gesparte Tonne CO2 über einen bestimmten Zeitraum.23 Ist 
der CO2-Preis niedriger als dieser Wert, wird dem Investor 
die Differenz vom Staat gezahlt. Liegt der CO2-Preis darüber, 
muss er die Differenz zurückzahlen. Ein Differenzvertrag 
garantiert damit Investoren in klimafreundliche Alternativen 
einen Teil der Erlöse und ermöglicht eine kostengünstigere 
Finanzierung der Investition. Weiterhin kann bei einem Dif-
ferenzvertrag in den frühen Jahren ein höherer CO2-Preis als 
aktuell beim EU-Emissionshandel angesetzt, und damit der 
Anreiz für klimafreundliche Investitionen gestärkt werden. 
Differenzverträge sind eine gute Ergänzung für bestehende 
Innovationsförderprogramme.

Die Eco-Labelling Richtlinie beschränkt sich bisher auf 
den Energieverbrauch von Produkten, könnte aber dahin
gehend erweitert werden, dass sie Emissionen über die 
ganze Lebensdauer eines Produkts umfasst und bewertet. 
Diese Kennzeichnungen können bestimmten Innovationen 

20	 OECD (2016): Extended Producer Responsibility: Updated Guidance for Efficient Waste Management. 

Editions OCDE, Paris (online verfügbar).

21	 Diese als „eco-modulation“ bezeichnete Variante findet zum Beispiel in Frankreich Anwendung für 

Verpackungen, Elektronikprodukte und bestimmte Arten von Papier.

22	 Antonio Massarutto (2014): The long and winding road to resource efficiency – An interdisciplinary 

perspective on extended producer responsibility. Resources, Conservation and Recycling, Vol 85, 11–21.

23	 Jörn Richstein (2017): Project-Based Carbon Contracts: A Way to Finance Innovative Low-Carbon 

Investments. DIW Discussion Paper 1714 (online verfügbar).

zur Marktakzeptanz verhelfen, indem sensibilisierte Kun-
den dadurch darauf aufmerksam werden. Daraus können 
Nischenmärkte entstehen.

Die öffentliche Beschaffung kann zur Steuerung von klima
freundlichen Investitionen und Konsum auf allen Ebenen 
(lokal, regional oder national) benutzt werden, indem bei der 
Auswahl der Lieferanten oder Dienstleister der öffentlichen 
Hand nicht mehr nur der Preis sondern auch umweltfreund-
liche Kriterien relevant werden. Hier kann ein intern festge-
legter CO2-Preis zum Einsatz kommen, wenn verschiedene 
Angebote bewertet und verglichen werden.24

Langfristige Märkte für klimafreundliche 
Materialien

Nicht nur in der ersten Phase nach ihrer Einführung müssen 
klimafreundliche Produkte und Technologien auf eine ent-
sprechende Nachfrage und einen Markt treffen, sondern sie 
müssen sich auch langfristig am Markt durchsetzen. In der 
langen Frist ist es vor allem die Bepreisung von CO2, die die 
Marktchancen für klimafreundliche Alternativen bestimmen 
wird: Bei einem CO2-Wert von 30 Euro pro Tonne, würden 
die Preise für Zement, Stahl und Plastik um respektive 28, 
elf und sechs Prozent zulegen.25 Das würde einen starken 
Anreiz setzen, CO2-arme beziehungsweise -neutrale Alter-
nativen einzusetzen, und die Marktchancen für diese alter-
nativen Materialen und Technologien erhöhen.

Alle Versuche, eine CO2-Bepreisung bei der Grundstoff
produktion einfließen zu lassen, wurden überschattet von 
Bedenken rund um die Verlagerung der Produktion ins Aus-
land (Carbon Leakage). Deswegen wurden dem Grundstoff-
sektor Ausnahmen in Form von kostenlosen Zuteilungen 
von Zertifikaten beim EU-Emissionshandel gewährt und die 
Anreizfunktion dieses Instruments damit stark gedämpft. 
Ab 2020 soll diese Zuteilung sogar direkt an die aktuellen 
Produktionsvolumen geknüpft werden. Damit werden die 
Weitergabe von CO2-Preisen bei Materialien , und damit 
Anreize für effiziente Nutzung und Auswahl von Materialien, 
unterdrückt. Da kein CO2-Preis an die Verbraucherinnen 
und Verbraucher weitergegeben wird, beteiligen sich diese 
nicht an den Kosten von saubereren Produktionsprozessen.

Drei Politikszenarien können dem entgegenwirken: ein 
weltweit konvergierender CO2-Preis und der graduelle Aus-
stieg aus der kostenlosen Zuteilung von CO2-Zertifikaten im 
EU-Emissionshandel; ein Grenzausgleich für CO2-Preise in 
Kombination mit einem Ausstieg aus der kostenlosen Zu
teilung; und eine Konsumabgabe für CO2-intensive Grund-
stoffe bei Beibehaltung der kostenlosen Zuteilung.

Die Kombination aus weltweit konvergierendem CO2-Preis 
und Abschaffung der kostenlosen Zuteilung von Zertifikaten 

24	 Vgl. Olga Chiappinelli und Vera Zipperer (2017), a. a. O.

25	 Stefan Pauliuk et al. (2016): Quantifying Impacts of Consumption Based Charge for Carbon Intensive 

Materials on Products. DIW Discussion Paper 1570 (online verfügbar).

http://dx.doi.org/10.1787/9789264256385-en
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.575021.de/dp1714.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.532381.de/dp1570.pdf


582 DIW Wochenbericht Nr. 26/2018

Klimafreundliche Grundstoffe

wird schon lange anvisiert – scheitert aber meist an den Ent-
wicklungen in einzelnen Regionen wie aktuell den USA.

Deswegen werden als Alternative verstärkt auch Grenzaus-
gleichsmaßnahmen zusammen mit der Abschaffung kosten-
loser Zuteilung diskutiert. Heimische Grundstoffhersteller 
müssten dann für die vollen Kosten der Emissionen aufkom-
men. Auch beim Import von Grundstoffen und von Produk-
ten mit relevantem Anteil an Grundstoffen, wie Autos, wür-
den die Kosten der Emissionen berücksichtigt – zum Beispiel 
mit einer Abgabe, deren Höhe sich aus dem Gewicht des 
Grundstoffs im Produkt, dem Benchmark zur CO2-Intensität 
der Herstellung des Produkts, und dem CO2-Zertifikatepreis, 
ergibt. Beim Export könnten diese Kosten erstattet werden. 
Prinzipiell könnten mit diesem Ansatz die vollen Anreize 
zur Emissionsminderung bei Herstellung und Nutzung von 
Materialien wieder hergestellt und zugleich Carbon-Leakage-
Risiken vermieden werden. Allerdings sind Grenzausgleichs-
maßnahmen politisch konfliktbeladen. Sie können zu Inves-
titionsrahmenbedingungen für klimafreundliche Entschei-
dungen nur dann beitragen, wenn sie langfristig Bestand 
haben können. Dazu ist eine internationale Abstimmung 
und enge Einhaltung von Anforderungen der Welthandel-
sorganisation (WHO) notwendig.

Die explizite Einbeziehung des Konsums von Grundstoffen 
in den Emissionshandel durch eine Abgabe auf den Ver-
brauch von Grundstoffen bietet eine Alternative, die politi-
sche Nebenwirkungen und juristische Unsicherheiten ver-
meidet.26 Mit der Abgabe – pro Tonne Material im End-
produkt (zum Beispiel Stahl) zum jeweiligen Benchmark 
der üblichen CO2-Intensität – werden die wirtschaftlichen 
Anreize für Emissionsminderungen entlang der Wert
schöpfungskette wiederhergestellt. Das Aufkommen kann 
für Investitionen für den Klimaschutz verwendet werden. 
Das Risiko von Carbon Leakage bei Produktionsprozessen 
wird dabei weiterhin durch die kostenlose Zuteilung von 
Zertifikaten vermieden. Durch die zusätzliche Abgabe ent-
steht kein Carbon-Leakage-Risiko, denn Grundstoffe werden 
unabhängig von ihrem Herstellungsort beim Verbrauch im 
Inland erfasst. Das schafft langfristige Sicherheit und damit 
verlässliche Investitionsrahmenbedingungen.

In der EU-Richtlinie zum europäischen Emissionshandel 
nach 2020 ist eine fortlaufende Überprüfung der Anstren-
gungen zur Verwirklichung der langfristigen Ziele des 
Pariser Klimaabkommens vorgesehen. In diesem Rahmen 
soll jeweils erwogen werden, ob bestehende Maßnahmen 
ersetzt, angepasst oder ergänzt werden.27 In diesem Rah-
men könnte sich die Chance bieten, eine Konsumabgabe 
auf europäischer Ebene einzuführen.

26	 Die Konsumabgabe wird vorgestellt und umfangreich diskutiert in: Karsten Neuhoff et al. (2016): 

Ergänzung des Emissionshandels: Anreize für einen klimafreundlicheren Verbrauch emissionsintensiver 

Grundstoffe. DIW Wochenbericht Nr. 27 (online verfügbar); siehe auch Karsten Neuhoff et al. (2016): 

Inclusion of Consumption of Carbon Intensive Materials in Emission Trading: An Option for Carbon Pricing 

Post-2020. Climate Strategies Report (online verfügbar).

27	 Richtlinie (EU) 2018/410 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. März 2018 zur Ände­

rung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Unterstützung kosteneffizienter Emissionsreduktionen und zur 

Förderung von Investitionen mit geringem CO2-Ausstoß und des Beschlusses (EU) 2015/1814. Amtsblatt 

der Europäischen Union (online verfügbar).

Reduktion der Emissionen aus konventionellen 
Prozessen

Die Wahl der Instrumente, die einen Abbau von CO2-
intensiven Produktionsprozessen steuern sollen, ist von 
entscheidender Bedeutung. Eine essentielle Rolle spielt auch 
hier die zuvor diskutierte Bepreisung von CO2. Verlässt sich 
die Politik aber nur auf dieses eine Instrument, so müsste 
der CO2-Preis angesichts der Kapitalintensität vieler Pro-
duktionsprozesse sehr hoch sein. Eine Kombination mit 
anderen Ansätzen ist daher ratsam. Unter diesen zählt zum 
Beispiel die Zertifizierung von Produkten. Die Zertifizie-
rung eines sauberen Produktionsprozesses könnte für alle in 
Europa hergestellten Produkte sowie für Importe verpflich-
tend gemacht werden. Das setzt allerdings eine verstärkte 
internationale Kooperation voraus.

Sofern technologische und wirtschaftliche Alternativen vor-
liegen, kann die Politik auch entscheiden, bestimmte Pro-
zesse zu untersagen. So ist es der internationalen Gemein-
schaft gelungen, den Einsatz von ozonschädigenden 
Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKW) mit dem Montreal-
Protokoll aus dem Jahr 1987 schrittweise zurückzufahren.

Ein weiteres wichtiges Element ist zudem eine Informa-
tionspflicht für Unternehmen über das CO2-Risiko ihres 
Geschäftsmodells, wie sie als Teil des EU-Aktionsplans für 
nachhaltige Finanzen derzeit diskutiert wird. Die Finanz-
berichterstattung für Unternehmen hat sich bisher auf 
Ex-post-Informationen zu Treibhausgasemissionen kon-
zentriert, es gibt aber zunehmend Bestrebungen, die Klima
schutzziele und ihre Implikationen für die Industrie einflie-
ßen zu lassen für eine Ex-ante-Betrachtung der Risiken und 
Kosten. Freiwillig liefern einige Akteure diese Informatio-
nen bereits, und es gibt bereits koordinierende Initiativen 
in dieser Richtung.28

Fazit: Politik ist in der Pflicht

Über die Veränderung von Produktionsprozess hinaus gibt 
es im Industriesektor und speziell bei den emissionsinten-
siven Grundstoffen großes Potential für Minderungen von 
Treibhausgasemissionen, zum Beispiel durch die Substitu-
tion von Materialien, sowie durch das Recycling, Teilen und 
Reparieren von Produkten. So können auch die Kosten von 
klimafreundlichen Produktionsprozesse, die in der Regel 
teurer sind als herkömmliche, lang etablierte Produktions-
verfahren, durch eine effizientere Nutzung der Materialen 
teilweise ausgeglichen werden und Mehrkosten für Kun-
dinnen und Kunden reduziert oder vermieden werden. Um 
diese Potentiale zu erschließen, ist allerdings ein adäqua-
ter Politikrahmen notwendig, basierend auf einer integ-
rierten Betrachtung von Klimapolitik und Ressourceneffi-
zienz. Die Umsetzung von effektiven Politiken, die Unter-
nehmen und Kunden bei klimafreundlichen Entscheidungen 

28	 Zum Beispiel bietet die NGO CDP Unternehmen und Institutionen, die transparent zum CO2-Risiko 

und CO2-Kosten kommunizieren wollen, ihre Unterstützung an, siehe CDP-Webseite.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.537960.de/16-27-1.pdf
https://climatestrategies.org/wp-content/uploads/2016/10/CS-Inclusion-of-Consumption-Report.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L:2018:076:FULL&from=DE
https://www.cdp.net/en
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unterstützen, ist dringend notwendig. Dabei kann auf ein 
breites Bündel von Optionen zurückgegriffen werden.

Hier wurden insbesondere vier Handlungsfelder identifi-
ziert, in denen zeitnah Entscheidungen geboten sind, zum 
Beispiel bei der Markteinführung klimafreundlicher Alter-
nativen. Hier können sich insbesondere Differenzverträge 
oder grüne öffentliche Ausschreibungen als sinnvoll erwei-
sen. Für die Schaffung langfristiger Marktchancen sollte 
eine CO2-Konsumabgabe auf Grundstoffe erhoben werden. 
Die notwendigen Maßnahmen können sowohl national als 
auch europäisch umgesetzt werden – und bieten Chancen 
für Innovation und Investitionen zu weiteren Entwicklung 

des Grundstoffsektors. Die oft zitierten Bedenken zu Wett-
bewerbsfähigkeit und Carbon Leakage sollen dem nicht im 
Weg stehen, denn es gibt robuste Lösungsansätze bei der 
Ausgestaltung von Politiken, um diesen Risiken entgegen
zuwirken. Das größte Risiko für den Industriestandort 
besteht vielmehr in der verzögerten Umsetzung von Maß-
nahmen, da dies zur Aufschiebung von Investitionen führt. 
Die Koordination auf nationaler und europäischer Ebene 
ist aber dringend notwendig. Das aktuell diskutierte Klima-
schutzgesetz für Deutschland sowie die nationalen Energie- 
und Klimapläne, die EU-Mitgliedsländer bis Ende nächs-
ten Jahres in Brüssel einreichen müssen, bieten dafür eine 
gute Chance.

JEL: H23, L5 O3, Q32
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